
Dies widerspricht den Regelungen vorher, und morgen ist 
Schluß. Deshalb haben sich die Parlamentarischen Geschäfts­
führer verständigt, hier noch eine Beschlußfassung zu beantra­
gen, um hier vom Parlament her in Bezug auf die Wahlkommis­
sion zu sagen, eine Registrierung sollte nicht morgen beendet 
sein, sondern eine Woche später, damit die verschiedenen Par­
teien, die Kandidaten aufstellen, die Möglichkeit haben, dies auf 
der neuen Grundlage, die für alle Parteien günstiger ist, wenn 
beides möglich ist, noch einmal zu überprüfen und dann die Kan­
didaten endgültig einzureichen.

Dieser Beschluß liegt im Text jetzt noch nicht vor. Das heißt, 
wir warten jeden Augenblick darauf, daß derjenige, der damit be­
auftragt worden ist, hereinkommt. Es muß aber heute sein; des­
halb die Unruhe hier vorn.

Also Antrag: Kurze Unterbrechung oder warten, bis der An­
trag da ist. Wir haben ausgeschickt, ihn zu suchen, weil die noch 
dabei sind, das zu formulieren.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Sind Sie einverstanden mit der Ergänzung dieser Tagesord­
nung, dann bitte ich um Ihr Handzeichen. Danke schön. Gegen­
stimmen? - Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? - Drei.

Ein Geschäftsordnungsantrag.

Abg. Dr. Gysi (PDS):

Ich wollte Vorschlägen, daß wir einfach abstimmen, daß wir die 
Frist verlängern. Die schriftliche Formulierung können wir gern 
dem Präsidium überlassen. Es geht ja nur um die Tatsache an 
sich. Das ist ja keine Gesetzesveränderung, diesem Antrag kön­
nen wir so stattgeben, wenn wir uns darüber einig sind.

(Beifall)

Abg. Gutzeit (SPD):

Meine Damen und Herren! Entschuldigen Sie, wir versuchten 
noch, die Landeswahlkommission zu erreichen. Das gelang 
nicht. Uns ist die Information über unseren Landesverband 
Dresden zugegangen. Man sagte, die Wahlkommission hätte bis 
um ein Uhr in der Nacht getagt und wollten das vielleicht noch 
gegenprüfen, wie das möglich ist. Aber das ist uns leider telefo­
nisch nicht gelungen. Das war das Problem.

Ansonsten haben wir den Antrag formuliert, ich verlese ihn 
mal:

„Antrag aller Fraktionen: Die Volkskammer wolle beschlie­
ßen, die Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge zur 
anstehenden Kommunalwahl am 6. Mai 1990 wird bis zum 
17. April 1990 - das ist Dienstag nach Ostern - verlängert.“

Dieser kurze Satz ist als Antrag vorgelegt.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Dankeschön, Herr Abgeordneter. Es gab da einen Geschäfts­
ordnungsantrag.

Abg. Werner Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, um vielleicht ein­
mal die Qualität unserer parlamentarischen Arbeit hier deutlich 
zu machen, daß wir mit dieser Debatte, die wir jetzt eröffnet ha­
ben, bereits § 10 der vorhin verabschiedeten Geschäftsordnung 
unseres Parlamentes verletzen. So etwas ist nicht möglich, heute 
zu diesem Zeitpunkt die Tagesordnung zu verändern.

Präsidentin Dr. Bergmann - Pohl:

Es war ein Geschäftsordnungsantrag. Über den Geschäftsord­
nungsantrag ist abgestimmt worden, und ihm ist mit großer 
Mehrheit zugestimmt worden.

(Beifall)

Abg. de Maiziere (CDU):

Ich hätte weniger Bedenken wegen der Einhaltung der Ge­
schäftsordnung als vielmehr, daß wir mit diesem Beschluß mate­
rielles Recht ändern. Es gibt ein Gesetz über die Kommunalwah­
len, das bestimmte Fristen vorschreibt, zu denen eine Nominie­
rung erfolgen soll. Es müßte demnach meines Erachtens heißen:

„In Abänderung des Gesetzes der Volkskammer vom ... (das 
Datum ist mir nicht in Erinnerung) über die Kommunalwahl 
wird die Frist zur Meldung der Kandidaten auf die und die Zeit 
abgekürzt.“

(Zurufe: Verlängert!)

Nein, vom Endpunkt her abgekürzt.

Abg. Dehnel (CDU):

Vorhin ist mündlich mitgeteilt worden, daß auch etwas hin­
sichtlich der Möglichkeit von Doppelmandaten geändert werden 
soll. Es sollte in den schriftlichen Text mit aufgenommen wer­
den, damit es mit beschlossen werden kann.

Abg. Höpcke (PDS):

Ich wollte nur zur Beruhigung wegen der Geschäftsordnung 
sagen, daß im § 43 vorgesehen ist, daß Abweichungen von der 
Geschäftsordnung sehr wohl durch uns selber beschlossen wer­
den können.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann - Pohl:

Ich schlage Ihnen eine löminütige Pause vor. Der Antrag wird 
noch einmal korrekt formuliert.

(Unterbrechung der Sitzung)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte Platz zu nehmen, damit wir mit der Sitzung fortfah­
ren können. Es fehlt noch eine gesamte Fraktion, trotzdem be­
ginnen wir jetzt. Ich möchte das Präsidium jetzt Herrn Dr. Höpp- 
ner übergeben.

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Wir kommen noch einmal zu unserem Tagesordnungspunkt, 
den wir mit Zwei-Drittel-Mehrheit zusätzlich auf die Tagesord­
nung aufgenommen haben. Die Angelegenheit betrifft den Ter­
min, zu dem die Wahlvorschläge für die Wahlen zu den Kreista­
gen, Stadtverordnetenversammlungen und Stadtbezirksver­
sammlungen sowie den Gemeindevertretungen eingereicht 
werden sollen. Wir haben uns inzwischen kundig gemacht, was 
die Gesetzeslage betrifft. Diese Termine stehen an zwei Stellen.

Einmal stehen sie in dem Wahlgesetz, das von der Volkskam­
mer verabschiedet worden ist. Da stehen sie natürlich nicht mit 
Daten drin, sondern mit Fristen von Wochen bzw. von Tagen. 
Dann gibt es dazu einen Beschluß des Staatsrates, der das im 
Blick auf diese spezielle Wahl mit speziellen Terminen versieht.
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